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Politische Entwicklungen

Verrechtlichung der Eltern-Kind-Beziehungen
Zur Diskussion um die Neuregelung des eiterlichen Sorgerechts
Der „Entwurf e1INeESs (‚esetzes ZUT)T Neuregelung des Rechts Ausrichtung un! Tendenz des Entwurfts. Im Maı 1974 hat
der elterlichen orge“ 1ST eın weıterer wichtiger Schritt Z die Bundesregierung den Entwurt dem Bundestag Zur Be-
Vollendung der VO  —; der Bundesregierung geplanten Re- ratung überwiesen. Die Verabschiedung in der sıebenten
torm des Famıilienrechts. Dıieses „„Reformwerk‘“‘ Legislaturperiode scheıterte jedoch der Überlastung des
1St in der Zzweıten Häiltte der sechziger Jahre in Angriff DC- Rechtsausschusses mMıiıt der Stratrechts- un! Fherechtsre-
NOMMMeEN un! selit 1969 1ın Teilschritten verwirklicht WOI- torm Darauthin haben die Fraktionen WON SPD UN FDP
den Zur Einordnung des Sorgerechtsentwurfs 1St 65 hılt- den, VO  - wenıgen rechtstechnıschen AÄnderungen abgese-
reich, die hbısher schon In Kraft getireienen (Jesetze ZUuUTYT en,; unveränderten Entwurt erNEeuUuL 1Im Februar 1977 iın

den Bundestag eingebracht. ach der ersten Lesung 1ImFamilienrechtsreform 1ın Erinnerung rufen: Selt dem
Januar 1975 trıtt die Vollhjährigkeit mıiıt Vollendung des Plenum un: zweıer Anhörungen durch die Ausschüsse,

18 Lebensjahres eın Durch das Adoptionsgesetz un das be1 denen VO den Sachverständigen auch grundsätzliche
Adoptionsvermittlungsgesetz 1St die Adoption VO  e Kın- Kritik dem (zeset7z geübt wurde, wiırd der (sesetzent-
dern un deren Vermittlung erleichtert und die soOgenNannte wurtf UE eıt 1m Rechtsausschufß un:! 1mM Ausschufß für
Volladoption eingeführt worden, D mıt der Rechtskraft Jugend, Familie un Gesundheit beraten.
der Adoption enden die verwandtschaftlichen Beziehun-
gen zwıischen Eltern un! ınd und die sıch daraus CISC- Ziel des Entwurfs 1St die umtassende Uberarbeitung un:
benden Rechtsfolgen ohne Einschränkung. Es beginnt die Erneuerung des elterlichen Sorgerechts, weıl die geltende
rechtliche Verwandtschaft 7zwıischen dem ınd un! seınen Ordnung der Eltern-Kınd-Beziehungen veraltet se1 und
Adoptiveltern SOWIEe deren Verwandten. 1 )as Eherecht, nıcht mehr den Wertvorstellungen des Grundgesetzes
das ZUuU Teıil mıiıt dem 1. Januar 1977 und, sSOWweıt 65 das entspreche. Deshalb musse gegenüber dem geltenden

Recht die Pflichtgebundenheit des Elternrechts betont,; fürScheidungsrecht un:! die Scheidungsfolgen betrifft,
Julı 1977 in Kraft Lrat, regelt die Rechte des einzelnen eınen ausreichenden Schutz besonders der gefährdeten

Ehegatten gegenüber dem anderen un tührt als einzıgen Kinder ZESOTAT un! die Rechtsstellung des Heranwach-
senden gestärkt werden. Gleichzeıitig solle die Famiılie, iıhreScheidungsgrund das ‚„„‚Scheıitern der Ehe“‘ NCUu 1in das Ge-

SCIZzZ ein. Die sıch A4US der Ehe ergebenden Verpflichtungen FEinheit un! ıhre Selbstverantwortlichkeit respektiert, DC-
der Ehegatten werden grundsätzlich durch die Scheidung schützt un! gefördert werden.
beendet. Zum Abschluß der Familienrechtsretorm steht Dieser allgemeinen Zielsetzung 11 der Entwurt zunächst
soOmıt neben dem Sorgerecht 1Ur och das Jugendhilte- durch ıne Anderung der Gesetzessprache gerecht werden.
recht dUS, dessen Neuregelung die Bundesregjierung Zr Die Eltern-Kind-Beziehungen sollen nıcht mehr als „el-

terliche Gewalt‘‘, sondern als „elterliche orge‘ bezeıich-gCn Ende vergangcNCH Jahres eınen Referentenentwurf
veröfftentlicht hat net werden. Die Pflichtgebundenheit des Sorgerechts sol]l

dadurch hervorgehoben werden, da{ß der üblıche Sprach-
gebrauch ‚Rech un! Pflicht“‘ umgekehrt wiırd 1n ‚„dıe

Zıiel des Entwurts Pflicht un! das Recht“‘ des Vaters un der Mutter, für das
minderjährige ınd SOTgCN. Wesentlicher als diese

Die Neuregelung des Sorgerechts ahm erstmalıg kon- sprachlichen Neuerungen 1St 1aber die inhaltliche Bestim-
krete Gestalt in dem VO  a} der Bundesregierung 1mM Herbst INUuNg der elterlichen orge ın 1626 des Entwurts (BGB-
1972 veröttentlichten Referentenentwurf Zu diesem E); der Grundnorm des Sorgerechts. ach dieser Vor-
Entwurt haben die Landesjustizminıster, Präsıdenten der schrift sollen die Eltern, SOWeIlt eın ınd ZUur eigenen
obersten Gerichte, Kırchen und Verbände Stellung DC- Beurteilung seıner Angelegenheıten ın der Lage ISt;, beı der
NOomMMmMen Wihrend die Famıilienrechtskommissıion der Ausübung der elterlichen orge darauf Rücksicht nehmen,
Evangelischen Kırche Deutschlands das Gesetzge- Ma{fifnahmen miıt dem ınd erörtern un! ach Möglichkeit
bungsvorhaben grundsätzlich begrüßte un! Änderungen 1mM Einvernehmen mıiıt ıhm tretten. Mafnahmen, die die
be] einzelnen Vorschriften anregte, außerte das Kommıs- Ausbildung oder den Beruf des Kıindes betreften, sollen
Sarlat der deutschen Bischöte ın eıner gemeinsam miıt dem seıner Begabung un! Neıigung entsprechen; be1 Me1-
Generalsekretarıiat des Zentralkomitees der deutschen Ka- nungsverschiedenheiten soll der Rat eınes Beruts- un! Biıl-
tholiken und katholischen Verbänden abgegebenen dungsberaters eingeholt werden. Idiese Norm stellt weder
Stellungnahme schwere Bedenken die grundlegende Programmsatz och unverbindliche Soll-Vorschriftt dar,
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sondern 1St das „gesetzliche Leitbil tür die Ausübung Recht dadurch behindert werden, da{fß die objektive elter-
des Sorgerechts. Jle staatlichen tellen, vornehmlich Ju liıche Pflichtverletzung auch subjektiv verschuldet seın

mu{(ß IDiese VO der Rechtsprechung eingeführte Ver-gendämter un! Vormundschaftsgerichte, haben be1 ıhrer
Tätigkeit dieses gesetzliche Leitbild berücksichtigen. schuldensvoraussetzung soll ach weitgehend übereın-
Die Jugendämter un! die treijen Iräger der Jugendhilfe stiımmender Meınung 1M künftigen Recht enttallen. Um
haben hre Arbeıt 1mM Bereich des Sorgerechts, VOT hiE dies erreichen, soll das Vormundschaftsgericht schon
lem die Beurteilung der Eltern-Kind-Beziehungen VOT der dann Ma{fnahmen treffen können, wenn das Wohl des
Eınleitung VO Mafß$nahmen der Jugendhilfe und Jugend- Kindes gefährdet 1St un die Eltern nıcht gewillt oder nıcht

in der Lage sınd, dıe Getahr 1abzuwenden. Dabe] 1St ctürsorge, diesem Leitbild auszurichten. Die Vormund-
schaftsgerichte haben iıhre Entscheidungen danach tret- erheblıich, ob die Gefährdung des Kindeswohles VO  s den
ten, W1€ die Eltern das Leitbild bei der Erziehung ıhrer Eltern, VO Drıtten oder VO eıner abstrakten Geftahren-
Kınder verwirklıicht haben Das (Gjesetz äflst offen, wer quelle ausgeht.
darüber entscheıidet, ob das ınd Z „Beurteilung seıner Be1 dieser Fassung der Vorschrift werden gleichzeıtig mMıt
Angelegenheıten ın der Lage 1St  C der Aufhebung der Verschuldensvoraussetzung die Ertor-

dernisse der Pflichtverletzung und der Kausalıtät beseitigt.
Die Eingriffsmöglichkeiten des Staates sınd ausschließlich

Erweiterung der Eingriffsmöglichkeiten den nıcht naher umschriebenen unbestimmten Rechts-
des Staates begriff der Gefährdung des Kindeswohles geknüpftt. Hıer

wiırd 1U  - der Zusammenhang VO  a 666 BGB-E un
Neben dem gesetzlichen Leitbild der Beteiligung des Kın- 1626 Abs BGB-L deutlich. Sıeht Ian einmal VO (Ge-

tahren, die‘nıcht VO  e} den Eltern ausgehen, ab, mu{( derdes Entscheidungen der Eltern kommt der gesetzgebe-
rische Wılle, das Recht des Kındes stärken, vornehm- Vormundschattsrichter ZU. Feststellung der Gefährdung
ıch ın den Vorschritten ZUWi Ausdruck, in denen der des Kindeswohles iınsbesondere das gesetzliche Leitbild
übereinstiımmende Wıille der FEltern be1 der Bestimmung, für die Ausübung des Sorgerechts heranzıehen. Haben El-
welchem Elternteil das Sorgerecht beı dauerndem G e- tern Ma{fßnahmen mıiıt ıhrem ınd nıcht erortert der 1Sst
t+renntleben oder Scheidung zustehen soll; hınter dem Wil- eine Eiıniıgung über diese Ma{fßnahmen nıcht erzielt WOTI-

den,; dann kann iın eıinem solchen Verstofß das BC-len des 14 Jahre alten Kındes zurückzutreten hat ($$ 16/1,
16/2 B-E un die FEltern ohne Einwilligung des e1INn- setzliche Leitbild bereıits eıne Gefährdung des Eindes-
sichtsfähigen 14)ährıgen Kındes eıne Heilbehandlung wohles gesehen werden. DE der Begrift des Kindeswohles
nıcht vornehmen lassen können $ B-E er un:! dessen Gefährdung allein ohne welıtere Tatbestands-
Entwurt verzıchtet darauf, dem ınd eın eigenständıges merkmale unbestimmbar 1St; sınd auch die staatlıchen Eın-
Antragsrecht das Vormundschattsgericht einzuräumen, orittsmöglichkeiten nıcht vorhersehbar un! werden tür
weıl dıe Begründung „ein solches stark ın die jede Famıulie eiınem unkalkulierbaren Rıisıko. Die Aus-
Familienautonomie eingreıten wurde‘‘. Dıiese Aussage aflßst weitung staatlıcher Eingritfsmöglichkeiten zeıgt sıch
aufßer acht worauf spaterer Stelle ın der Begründung besonders deutlich darın, dafi 1m geltenden Recht vorhan-
nachdrücklich verwıesen wırd daflß das Vormund- dene Eingriffstatbestände ersatzlos gestrichen werden sol-
schaftsgericht VO Amts entscheiden hat ‚„ 1nsSO- len So soll dıe Bestimmung, wonach eın Elternteil das
weıt verpflichtet auch eın als nregung verstehender Sorgerecht verwirkt, wenn GT eınes dem ınd

verüubten Verbrechens oder vorsätzlichen Vergehens, alsoAntrag des Kındes das Vormundschaftsgericht Z ber-
prüfung etwaiger Vorwürte des Kındes die Eltern beispielsweiıse Kindesmißhandlung, rechtskräftig ulr-

un! gegebenenftalls 117 Anordnung der ertorderlichen teilt wırd, enttallen. Die vorgesehene Generalklausel für
Mafßfßnahmen‘‘, WwI1e SN 1ın der Begründung richtig heißt Im das Eingriffsrecht des Staates macht test umschriebene
übrıgen 1St in dem Referentenentwurf des Jugendhilfege- FEinzeltatbestände überflüssıg.
seizes eın eigenständıges Antragsrecht des Jugendlichen,

des 14 Jahre alten Minderjährıigen, vorgesehen. Die
tfür das Vormundschafttsgericht vorgeschriebene Amtsma- rage nach dem Menschénbild
X1ImMe 1St 1im Zusammenhang mıiıt dem gesetzliıchen Leitbild und Institutionsverstaändnissehen. S1e x1bt jedem Kınd, das MmMiıt Mafßnahmen der
Eltern nıcht einverstanden ISt, die Möglıchkeıt, eıne Ent- Diese AÄnderung der Grundlagen des Rechts der Fltern-
scheidung des Vormundschaftsgerichts herbeizuführen. Kıind-Beziehungen 1St der Ansatzpunkt tür die Kritik

dem Gesetzentwurf. Dabe] 1Sst erstaunlıch un! be] derDDas 1mM Jugendhilfegesetz enthaltene Antragsrecht des Ju
gendlichen verstärkt diese Vorschrift in ıhrer Wirkung. tiefgreitenden Umgestaltung der tamılienrechtlichen Ver

hältnısse, die das (esetz nach sıch zıeht kaum verständ-
lıch, dafß eıne Diskussıion der Grundsatzfragen in ParteıenBedeutung, Inhalt un! Umftang des staatlıchen Wächter-

am  9 das 1n BGB-E konkretisiert ISt, können und Parlament nıcht der NUur ansatzweıse stattfindet. So
ebentalls NULr Berücksichtigung des gesetzlichen begnügt sıch die Stellungnahme des Bundesrates Z Ent-
Leitbildes erkannt werden. Notwendige Maßnahmen des wurf, ın der weıtgehend dıe Vorstellungen der Opposıtion
Vormundschaftsgerichts können 1M bisher geltenden ZU Ausdruck kommen, 1n den hıer angeschniıttenen
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grundsätzlıchen Fragen MIt geringfügigen Korrekturen der parlamentarıschen Auseinandersetzung AI 1)a-

be1 tinden diese Fragen eıne z1emlich eindeutige Beant-einzelner Bestiımmungen des Gesetzentwurts. 1 )as ZESCLIZ-
liche Leitbild 1St nıcht in der Vorschrift über den Inhalt, wOortung ın der Begründung ZU) Regierungsentwuri
sondern in der Bestimmung über die Ausübung des orge- VO 1974 uch WEelln der Bundesjustizminister heute

dıe seiıner Verantwortung erstellte un veröttent-rechts vorgesehen und erhält dadurch möglicherweise e1l-
NCN geringeren Stellenwert. Es wiırd außerdem da- lıchte Begründung nıcht mehr wahrhaben wıll, bleibt S1e
durch präzıser gefaßt, als auf die Einsıchts- un! ach WwW1€e VOT gültig. FEinmal nımmt der Fraktionenentwurt

VO  — 19792 ausdrücklich auf S1e eZug, ZU anderen aberWillenstähigkeıit des Kindes, iın der Rechtsprache SC
bräuchliche Begriffe, abgestellt wiırd un! damıt die och sınd die Formulierungen der geplanten gesetzlıchen Be-
unbestimmte Formel Z „Beurteilung seıner eigenen Lage stımmungen unverändert geblieben, da{fß auch die se1-

nerzeıt gegebene Begründung nıcht eintach hinfällıg IST.tahig“‘ enttällt. I JIer Vorrang des Kindeswillens be1 den SC
nannten Vorschriften der SS 1626 d, 16/1 un! 6772 BGB-E In dieser Begründung wiırd die Zielsetzung des Entwurts
soll durch Streichung dieser Bestimmungen wıeder bese1- deutlıich. Obwohl iın ständıger Rechtsprechung der ober-

sten Gerichte und ın der grundlegenden Entscheidung destigt werden. Dıe vorgesehene Zustimmung des Vormund-
schaftsgerichts be1 der Unterbringung 1in eıner eıl- un! Bundesvertassungsgerichts „‚elterliche Gewalt‘“‘ als EI-
Pilegeanstalt bleibt dagegen unwidersprochen erhalten. ternverantwortung un! das Elternrecht als eın pflichtge-

bundenes Recht definiert ISt; geht der Entwurt davon aus,Für das Eingritisrecht des Staates wiırd 1ın 1666 BGB-E
lediglich eıne „erhebliche‘“‘ Gefährdung des Kındeswoh- dafß 1mM geltenden Recht das ınd der „„elterlichen Gewalt“‘
les gefordert. Schliefßlich soll dıe Reihenfolge der Be- weıtgehend ausgeliefert sel. Anders als die Rechtsprechung

wırd iın den geltenden Bestimmungen eın „„Gewaltunter-oriffe ‚Recht un! Pflicht“‘ wiederhergestellt werden un:
die gegenseıtigen Rechte und Pflichten VO  a Eltern und wortensein“‘ des Kıindes gesehen. Die damıt verbundene
Kındern ın eın ausgeWwORCNCICS Verhältnis 7zueinander SC „„elterliche Fremdbestimmung‘‘ eıne Formulierung, dıe
bracht werden. nıcht MNUuUr 1mM Vorblatt des Regierungsentwurfs verwendet

wurde, WwWI1e tälschlich behauptet wiırd, sondern wiederholt
Sıehrt INan VO  — Außerungen einzelner Politiker ab, die den ın der Begründung vorkommt muf{fß abgebaut werden.
Entwurt als eınen weıteren Versuch ETtEN; mMiıt Hılte VO  z FErreicht wırd dies 1mM Entwurtf dureh dıe Abhängigkeıt
Rechtsreformen Gesellschaft verändern, ann erweckt der Eltern VO  - außerfamiliiären Institutionen un! der Je=
die Diskussion 1mM Parlament un! iın den Parteien eher den derzeitigen Eingriffsmöglıchkeit des Staates. Erzıiehung

un! Pflege der Kınder 1St damıt nıcht mehr ‚Rech un!Eindruck eıner Pilichtübung. Bezeichnend dafür ISt, daß
der Sprecher der Opposıtion be1 der ersten Lesung 1mM die den Eltern zuvörderst obliegende Pflicht“‘ (Art
Plenum die Zustimmung der CDU/CSU-Fraktion ZU bs. 2 GG),; sondern, W 1€e 1m 7zweıten Famıilienbericht
Entwurft iın Aussıicht stellt, wenn in bestimmten Punkten, der Bundesregjierung heißt, die den Familien VO der G8:
vornehmlıic ın den VO Bundesrat geforderten Anderun- sellschatt übertragene Aufgabe.
SCH, eıne Eınıgung erzielt werden annn Der Bundes- Dıiese Ausrichtung des Gesetzentwurtfs wiırd durch die
Justizmınıster seinerseıts 2nnn eıne durchaus ‚„„übereın- VO Hamburger Parteitag der S PI) gefaßten Beschlüsse
stımmende Meinung‘“‘ 7zwiıischen maßgebenden Vertretern Z Familienpolitik bestätigt. Dıie Schaffung eıner
der Opposıtion un den Regierungsparteien unwiıder- Gesellschaft 1St das Ziel des demokratischen Sozialıs-

INUS un nıcht Schutz un! Förderung der Famlıulıie. Die Fa-sprochen teststellen. Gegenstand der Diskussion iın den
Parteien un:! Fraktionen VO SPD un: CDU/G6SU scheıint milienpolitik hat diesem 7Ziel dienen. Nıcht die Famiılie
vieltach nıcht die mMıiıt dem Gesetzentwurt verbundene als eıne dem Staat vorgegebene FEinheıt 1St Gegenstand die-

SCI Politık, W1€e die Hamburger Beschlüsse zeigen, sonderngrundsätzlıche Fragestellung se1ın, sondern die rage
hre einzelnen Glieder: die Frau, der Mann un: das indnach der Opportunıität aus der jeweils unterschiedlichen

parteıpolıtischen Perspektive. Die notwendiıge parlamen-
tarısche Debatte un Diskussion zwiıischen den Parteıen

Krıtik von katholischer eıtedarüber, ob die Famlilulıie eıne selbständige, dem Recht un!
der staatlıchen Ordnung vorgegebene Finheit ISt; die der
Staat anzuerkennen, schützen un ördern hat,; oder In dieser Betonung der Individualrechte der einzelnen
ob 6C$S sıch be] iıhr eiınen Zusammenschlufß VO  - Indivi- Familienmitglieder sıeht das 7ZdK in seiner Stellungnahme
duen handelt, deren Beziehungen untereinander der Rege- zudem Gesetzentwurt VO Aprıl 19/7/ eine entscheidende

Schwächung der Familiengemeinschaft. Es sıeht 1ın derlung der jeweiligen Mehrheıt überlassen bleiben, 1St bısher
nıcht oder doch wenı1gstens nıcht ausreichend geführt starken Ausweıtung staatlıcher Eingriffsmöglichkeiten in
worden. Der weıtere Verlauf des Gesetzgebungsverfah- die Familienautonomıie eıne Gefährdung des innertamıliä-
ICNS un: letztlich erst die Beschlußtfassung werden Auft- HCM Friedens, indem Konftlikte VO  > aufßen ın die Famiılie
schlufß darüber geben, ob Pflege und Erziehung der Kınder hineingetragen werden. Dıie Stellungnahme hebt deshalb
eın natürliches Recht der Eltern bleiben der aber eın VO  - hervor, dafß gerade des Kiındeswohles wiıllen, seıner
der Gesellschatt erteılter Auftrag die Eltern werden. kontinu:jerlichen Entwicklung willen auch die andere Seıite
Dıie Fragen ach dem Menschenbild un! dem Institutions- der Elternverantwortung gesehen werden mulfß, nämliıch

das Recht der Eltern, das ınd VOoLr außertamiıliären Ma{S-vers{äna'm's, dıe ‘dem Entwurt zugrunde lıegen, kamen ın
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nahmen un! Eingriffen schützen können. Ihr An- S1e fänden in den Bestimmungen des Entwurts keine Be-
spruch, solche Eingriffe, auch WwWenn sS1e VO Staat G stätıgung. Zum Beweıis dafür, da{f der Entwurf das Eltern-
hen sollten, abwehren können, mu{fß durch das Recht recht verstärke, wırd neben dem 1InweIıls auf eıne
gesichert se1n. Der Präsiıdent des ZdK hat iın seinem ‚„Be- Verbesserung der Vermögenssorge der Wegfall der Vor-
richt ZuUurF Lag  <i VOT der Vollversammlung 1M Maı 1977 schrift angeführt, ın der die ben Verwirkung
hervorgehoben, da{fß der Entwurt dieses 1ın der Vertassung des Sorgerechts be1 kriminellen Handlungen der FEltern
garantıerte Recht der Eltern einschränkt un! die Famılie, ıhren Kindern geregelt 1St. Wıe durch den Wegftall dieser
damıt aber vornehmlich das och in der Entwicklung Bestimmung das Elternrecht gestärkt werden soll,; 1St nıcht
stehende Kind, „außerfamıliärer Fremdbestimmung‘‘ einzusehen. Weder diese Stellungnahme och die VO  — VCI-

schiedenen Sachverständigen beı den Anhörungen geau-
Das Kommuissarıat der deutschen Bischöfe hat iın seiner Rerten Bedenken haben eıner Änderung des Entwurts
austührlichen Stellungnahme VO August 1977 und der dahınter stehenden Tendenz geführt. Es tällt des-
diese Bedenken des ZdK geteılt. Wıe das Kommissarıat halb schwer, N, da{f die Jüngsten Forschungser-
bereits ın seıiner Stellungnahme VO  a 1973 ausgeführt hatte, gebnisse der VO  3 Protessor Spıros Sınıtıs geleiteten iınter-
stellt CS auch Jjetzt wieder fest, dafß der Entwurt 1m Zeichen diszıplinären Forschergruppe eın Umdenken bewirken
eiıner Gegnerschaft zwıschen Eltern un: Kındern steht. Es werden. Be1 manchen Fragen, dıe Anlage und Durch-
befürchtet, dafß die Beziehungen zwıschen Eltern un führung dieses Forschungsprojekts stellen sınd, 1STt
Kındern In unerträglichem Maße verrechtlicht werden doch die Feststellung VoO  — Bedeutung, daß die Stärkung der
und CS den Behörden leicht gemacht wiırd, in die Famlilulıie Familie, ihrer Dynamık un! ıhrer eigenen Kraft gerade 1M
einzugreiten. Es bezweıtelt, ob ach der Verwirklichung Interesse des Kındes notwendıg 1St
der Vorstellungen des Entwurts wirklich och die Eltern Dıiese Auseinandersetzung die grundsätzlichen OS1-
ın erster Linıe für die Erziehung der Kinder zuständig tıonen, VO  =) denen der Gesetzentwurtf ausgeht, wurde bıs-
sind Neben dieser grundsätzlichen Kritik sıch dıe her VOTr allem außerhalb des Parlaments geführt. Wıe schon
Stellungnahme auch mıiıt den einzelnen Vorschriftften 4aUS- iın anderen Grundsatzfragen der etzten Jahre, die ın der

sogenannten Grundwertediskussion eıne erhebliche Rolleeinander und enthäI: konkrete Anderungsvorschläge.
spielen, sınd 65 auch 1ecr wieder die Katholiken, die sıch

Obwohl es sıch eınen Entwurf der Fraktionen UÜon engagıeren un! der Öfftentlichkeit die Zusammenhänge
SPD) UNFDP handelt, hat bisher dieser Kritik, der sıch und Hintergründe aufzeıigen. Und wiıieder einmal mussen
auch Diözesanräte und katholische Verbände ın eigenen S1e teststellen, da{fß aufgrund eınes anderen Menschenver-
Erklärungen angeschlossen haben, lediglıch der Bundes- ständnisses bei den politischen Kräften, die das Gesetz
Justiızmınıster StellungMDie schwerwiegenden eingebracht haben, ın entscheidenden Fragen eıne Kluft
Bedenken werden mMiıt der Behauptung beiseite ges;hoben‚ besteht. Vıincens Lissek

IntervieWw

eligıon und Neurose
Fın espräc mıit dem Wiener Psychotherapeuten Prof rwın Ringel

”ner besonderen Weıse neuroseanfällig macht. Dıies sındReligion als Ursache neurotischer Erkrankungen Ist e1INE
Frage, dıe se1t Freud dıe Auseinandersetzung zayıschen dıe Kernpunkte des folgenden Interviews, das Z017Y
psychoanalytischen und tiefenpsychologischen Heılver- März In Wıien maAt Professor Fyayın Ringel, Leıter der
fahren auf der einen un Theologie und Seelsorge auf der psychosomatischen Abteilung der dortigen psychiatrischen
anderen Seıte bewegt. Dabei: Ist dıe Umbkehrfrage, w ieweLt Uniwersitätsklinik, führten. Dıie Fragen stellte See-

berReligion durch neurotisch Kranke mißbraucht werden
hann UuN als Vehikel eines neurotischen Zustandes LAL-
sachlich mißbraucht Wwird, VonNn aum gerıngerer Bedeu- Herr Protessor Rıingel, Neurosen un neuroseähn-
LUNg Ebenso scheint es eine rage AyeNTt semIn, ob nıcht lıche Erkrankungen, VO  — den verschiedenen Formen VO

gerade der Rückgang oder diıe Verdrängung UOoN Religion Verhaltensstörungen einmal abgesehen, nehmen 1n Ns

DE Kultur Darüber besteht, SOWeIlt WIr sehen, ıIn dereine Gesellschaft bzw den In ıhr lebenden einzelnen ıIn e1-


